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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 KR 127/98
Datum 30.09.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 245/02
Datum 20.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
30. September 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten auch der Berufung
zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.
Tatbestand:

Streitig ist die Beendigung der freiwilligen Versicherung des KlÃ¤gers.

Der 1943 geborene KlÃ¤ger war nach seinen Angaben frÃ¼her von Beruf
Wirtschaftsberater; er bezieht mittlerweile eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit.
Im Jahr 1993 wurde er an einem Gehirntumor im Klinikum N. operiert. Im
November/Dezember 1996 kam es zu einer Verschlechterung des Befundes. Nach
Auskunft des Bezirkskrankenhauses A. war der Gehirntumor wieder gewachsen und
hatte einen Aufstau und eine Komprimierung der Arteria vertebralis verursacht. Es
wurde der Verdacht geÃ¤uÃ�ert, dass die psychischen VerÃ¤nderungen des
KlÃ¤gers im Rahmen des erneuten Wachstums des Gehirntumors aufgetreten seien.
In den Jahren 1996 und 1997 wurde der KlÃ¤ger durch einen grÃ¶Ã�eren
Waffenkauf in der Tschechei, Weggabe von Wohnungseinrichtung, Ladendiebstahl
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und Morddrohungen auffÃ¤llig.

Mit dem handschriftlich verfertigten Schreiben vom 23.12.1996 teilte er der
Beklagten mit, dass er wegen NichtgewÃ¤hrung einer Kur und unzureichender
Ã¤rztlicher Behandlung die Mitgliedschaft kÃ¼ndige.

Das fÃ¼r das Amtsgericht N. (Vormundschaftsgericht) erstattete nervenÃ¤rztliche
Gutachten des Sozialpsychiatrischen Dienstes am Gesundheitsamt N. vom
05.02.1997 (Gutachterin FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. M.)
berichtete aufgrund eines Hausbesuchs Ende Januar 1997 von einer
WesensÃ¤nderung und fehlenden Krankheitseinsicht des KlÃ¤gers mit der Diagnose
hirnorganisches Psychosyndrom. Die Gutachterin schlug eine Betreuung und die
VerfÃ¼gung der Einweisung vor.

Das Amtsgericht N. bestellte am 07.03.1997 die Stadt N. zum Betreuer fÃ¼r den
Aufgabenkreis GesundheitsfÃ¼rsorge und Aufenthaltsbestimmung. Der KlÃ¤ger
wurde dann am 10.03.1997 im Bezirkskrankenhaus A. untergebracht. Die Stadt N.
und der Bezirk Mittelfranken teilten der Beklagten mit, dass die KÃ¼ndigung des
KlÃ¤gers wegen fehlender GeschÃ¤ftsfÃ¤higkeit unwirksam gewesen sei (Schreiben
vom 12.03. 1997, 25.03.1997, 10.04.1997 und 22.04.1997). Die freiwillige
Versicherung des KlÃ¤gers sei ab 01.03.1997 weiterzufÃ¼hren.

Die Neurologin und Psychiaterin Dr.M. (Sozialpsychiatrischer Dienst Gesundheitsamt
N.) hielt in der Bescheinigung vom 16.04.1997 den KlÃ¤ger im Zeitpunkt der
KÃ¼ndigung nicht fÃ¼r geschÃ¤ftsfÃ¤hig. Diese Auffassung Ã¤uÃ�erten auch der
Stationsarzt Dr.M. (Bezirkskrankenhaus A.) und der bereichsleitende Arzt Dr.L.
(Bezirkskrankenhaus A.) am 17.04.1997 und 30.04.1997. Der KlÃ¤ger wurde vom
15.05. bis 20.06.1997 im Klinikum der A.-UniversitÃ¤t F. (Neurochirurgische
UniversitÃ¤tsklinik) mittels Radiochirurgie an einem ausgedehnten petroclivalen
Meningeom operiert; es kam anschlieÃ�end zu rÃ¼cklÃ¤ufigen
Raumforderungszeichen gegenÃ¼ber dem Hirnstamm.

Mit Beschluss des Amtsgerichts N. vom 13.06.1997 wurde der Aufgabenkreis des
Betreuers auch auf die Regelung finanzieller Angelegenheiten und die Vertretung
bei Ã�mtern und BehÃ¶rden erweitert.

Im von der Beklagten beigezogenen Gutachten der Neurologin und Psychiaterin
Dr.M. (Sozialpsychiatrischer Dienst Gesundheitsamt N.) vom 15.07.1997 wird von
einer BetreuungsbedÃ¼rftigkeit fÃ¼r sÃ¤mtliche Aufgabenkreise auf Dauer
berichtet.

Die Beklagte teilte mit Schreiben vom 25.09.1997 der Stadt N. mit, die
Mitgliedschaft habe wegen der KÃ¼ndigung am 28.02.1997 geendet; die
KÃ¼ndigung hÃ¤tte durch die mit Beschluss vom 10.02.1997 bestellte
Verfahrenspflegerin widerrufen werden kÃ¶nnen. Die Stadt N. erwiderte am
07.10.1997, die Verfahrenspflegerin hÃ¤tte im Februar 1997 keine Kenntnis von der
KÃ¼ndigung der Krankenversicherung gehabt; die Verfahrenspflegerin selbst
entgegnete, dass sie lediglich fÃ¼r die Vertretung des KlÃ¤gers im
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Betreuungsverfahren bestellt worden und nicht berechtigt gewesen sei, die
KÃ¼ndigung zu widerrufen.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 17.11.1997 die FortfÃ¼hrung der freiwilligen
Krankenversicherung Ã¼ber den 28.02.1997 hinaus ab; eine
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sei nicht nachgewiesen. Hiergegen legte der
neue Betreuer Widerspruch ein. Entgegen der Auffassung der Beklagten sei die
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers durch gutachtliche Stellungnahme belegt.

Im fachÃ¤rztlichen Gutachten von Dr.M. vom 07.01.1998 wird von einem
gebesserten Allgemeinzustand und auch psychischen Zustand des KlÃ¤gers
berichtet. Die Gutachterin stellte die Diagnose abklingendes hirnorganisches
Psychosyndrom bei Rezidiv eines SchÃ¤delbasismeningeoms; eine Betreuung des
KlÃ¤gers durch die Ehefrau und speziell fÃ¼r die Krankenversicherung durch
Rechtsanwalt K. sei weiterhin geboten.

Die Beklagte wies mit Widerspruchsbescheid vom 18.06.1998 den Widerspruch
zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der Betreuer des KlÃ¤gers beim Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) am
21.07.1998 Klage erhoben. Das SG hat Ã¤rztliche Unterlagen des praktischen Arztes
Dr.W. beigezogen.

Das Sozialamt der Stadt N. hat mit den Bescheiden vom 26.10.1998, 01.07.1999,
25.05.2000 und 21.02.2002 vom KlÃ¤ger die Erstattung der Kosten der Krankenhilfe
gefordert.

Das SG hat in der ersten mÃ¼ndlichen Verhandlung am 29.03.2000 die Ehefrau des
KlÃ¤gers als Zeugin gehÃ¶rt; sie hat von deutlichen VerhaltensÃ¤nderungen ihres
Ehemannes seit Oktober/November 1996 berichtet (Wahnvorstellungen, Straftaten).
In der zweiten mÃ¼ndlichen Verhandlung am 10.09.2001 hat das SG die Beklagte
um Ã�berprÃ¼fung der BeitrittsmÃ¶glichkeit gebeten. Die Beklagte hat daraufhin
auf die vom KlÃ¤ger bereits Ã¼berschrittene Altersgrenze fÃ¼r den Beitritt
hingewiesen. Es hat dann ein SachverstÃ¤ndigengutachten des Internisten und
Sozialmediziners Dr.G. eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige hat aufgrund der
vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen einen die freie Willensbestimmung
ausschlieÃ�enden Zustand krankhafter StÃ¶rung in der GeistestÃ¤tigkeit
(zunehmendes hirnorganisches Psychosyndrom infolge eines Rezidivs eines
Hirntumors) beim KlÃ¤ger festgestellt, der nicht nur von vorÃ¼bergehender Natur
gewesen sei.

Die Beklagte hat am 05.08.2002 mitgeteilt, dass vom 01.03.1997 bis 31.10. 2002
die Beitragsschuld fÃ¼r die Kranken- und Pflegeversicherung 9.119,28 Euro
betrage, die Stadt N. habe noch nicht bezifferte ErsatzansprÃ¼che gegen die
Beklagte geltend gemacht.

Das SG hat nach vergeblichen Versuchen, eine vergleichsweise Regelung
herbeizufÃ¼hren, mit Urteil vom 30.09.2002 die angefochtenen Bescheide
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aufgehoben und die Beklagte verpflichtet, das freiwillige
KrankenversicherungsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers Ã¼ber den 28.02.1997 hinaus
fortzusetzen. Die KÃ¼ndigungserklÃ¤rung des KlÃ¤gers vom 23.12.1996 sei wegen
dessen GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit nichtig. Ein Ausschluss der freien
Willensbestimmung liege vor, wenn jemand nicht im Stande ist, seinen Willen frei
und unbeeinflusst von der vorliegenden GeistesstÃ¶rung zu bilden und nach
zutreffend gewonnenen Einsichten zu handeln. MaÃ�stab sei nach der
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, ob Tatsachen vorhanden sind, aus denen
sich Anhaltspunkte fÃ¼r eine StÃ¶rung der GeistestÃ¤tigkeit ergeben. Die
Ã¤rztlichen Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen Dr.G. wÃ¼rden ausreichend die
Tatsachen belegen, wonach der KlÃ¤ger zum Zeitpunkt der
KÃ¼ndigungserklÃ¤rung sich in einem nicht nur vorÃ¼bergehenden Zustand
krankhafter StÃ¶rung der GeistestÃ¤tigkeit befunden hat. Dies ergebe sich im
weiteren aus den Befunden des Bezirkskrankenhauses A. und den
nervenÃ¤rztlichen Gutachten. Der krankhafte Zustand habe sich soweit gesteigert,
dass der KlÃ¤ger aufgrund eines Unterbringungsbeschlusses des Amtsgerichts N. im
Bezirkskrankenhaus A. stationÃ¤r aufgenommen werden musste.

Hiergegen richtet sich die Berufung der Beklagten vom 19.12. 2002, mit der sie
wieder geltend macht, die Form und Abfassung der KÃ¼ndigungserklÃ¤rung gebe
keinen Hinweis auf das Vorliegen der GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers. Im
Zeitraum von Oktober 1996 bis Dezember 1996 bestÃ¼nden keine Hinweise auf
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit. Es mag sein, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r seine Ehefrau nicht
nachvollziehbare Aktionen getÃ¤tigt hat, hieraus kÃ¶nne jedoch nicht
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit gefolgert werden. Auch die vorliegenden Ã¤rztlichen
Befunde, Gutachten und Ã¤rztlichen Stellungnahmen kÃ¶nnten
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit nicht nachweisen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 30.09.2002 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤gervertreter beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht wurden
die Akten der Beklagten und des SG. Auf den Inhalt dieser Akten und die
Sitzungsniederschrift wird im Ã�brigen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte und frist- und formgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§
143, 144 Abs.1 Satz 2, 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG).

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet; das angefochtene Urteil ist nicht zu beanstanden.
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Im vorliegenden Fall geht es nicht um die Verpflichtung zur DurchfÃ¼hrung der
freiwilligen Versicherung, sondern lediglich um die Frage, ob die freiwillige
Mitgliedschaft durch die ErklÃ¤rung des KlÃ¤gers vom 23.12.1996 beendet worden
ist. Das SG hat dies in den UrteilsgrÃ¼nden zu Recht verneint. Die zutreffende
Klageart ist hier die Feststellungsklage (Â§ 55 SGG), da das Bestehen eines
RechtsverhÃ¤ltnisses, nÃ¤mlich die freiwillige Mitgliedschaft des KlÃ¤gers, streitig
ist.

GemÃ¤Ã� Â§ 191 Nr.4 Sozialgesetzbuch V (SGB V) endet die freiwillige
Mitgliedschaft mit Ablauf des Ã¼bernÃ¤chsten Kalendermonats, gerechnet von dem
Monat, in dem das Mitglied den Austritt erklÃ¤rt, wenn die Satzung nicht einen
frÃ¼heren Zeitpunkt bestimmt. Da nach den Angaben der Beklagten ein frÃ¼herer
Zeitpunkt in der Satzung nicht geregelt ist, gilt der gesetzlich festgelegte Zeitpunkt.

FÃ¼r die AustrittserklÃ¤rung gilt zunÃ¤chst Â§ 11 Abs.1 Nr.1 Sozialgesetzbuch X
(SGB X). Danach sind zur Vornahme von Verfahrenshandlungen fÃ¤hig natÃ¼rliche
Personen, die nach bÃ¼rgerlichem Recht geschÃ¤ftsfÃ¤hig sind. Damit verweist die
gesetzliche Vorschrift auf die Â§Â§ 104, 105 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB).
GemÃ¤Ã� Â§ 104 Nr.2 BGB ist geschÃ¤ftsunfÃ¤hig, wer sich in einem die freie
Willensbestimmung ausschlieÃ�enden Zustand krankhafter StÃ¶rung der
GeistestÃ¤tigkeit befindet, sofern nicht der Zustand seiner Natur nach ein
vorÃ¼bergehender ist. Die WillenserklÃ¤rung eines GeschÃ¤ftsunfÃ¤higen ist
nichtig (Â§ 105 Abs.1 BGB). GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit ist eine auf Dauer angelegte
krankhafte StÃ¶rung der GeistestÃ¤tigkeit, die es dem Betroffenen unmÃ¶glich
macht, seine Entscheidungen von vernÃ¼nftigen ErwÃ¤gungen abhÃ¤ngig zu
machen. Hierbei spielt es keine Rolle, unter welchen medizinischen Begriff die
StÃ¶rung fÃ¤llt. Die Vorschrift umfasst nicht nur die Geisteskrankheit, sondern auch
GeistesschwÃ¤che. Der gesetzlich geforderte Dauerzustand ist auch bei heilbaren
StÃ¶rungen gegeben, sofern die Behandlung lÃ¤ngere Zeit beansprucht. Zweck
dieser Vorschrift ist der Schutz der Betroffenen, der verfassungsrechtlich durch
Art.1 Abs.1 und Art.2 Abs.1 Grundgesetz (WÃ¼rde des Menschen, allgemeines
PersÃ¶nlichkeitsrecht) geboten und als fundamentales Wertungsprinzip innerhalb
der Rechtsordnung durchgehend und unteilbar gewÃ¤hrleistet ist.

Auch wenn die Auffassung der Beklagten richtig ist, dass fÃ¼r den Ausschluss der
freien Willensbestimmung auch dann keine Vermutung besteht, wenn der
Betroffene seit lÃ¤ngerem an geistigen StÃ¶rungen leidet, muss nach dem
gesamten Ergebnis der Beweisaufnahme jedoch davon ausgegangen werden, dass
der KlÃ¤ger im Zeitpunkt der Abgabe der AustrittserklÃ¤rung an einem seit
lÃ¤ngerer Zeit bestehenden organischen Psychosyndrom gelitten hat, das ihn daran
gehindert hat, diese Entscheidung von vernÃ¼nftigen ErwÃ¤gungen abhÃ¤ngig zu
machen.

Als BeweismaÃ�stab wird wie auch sonst keine absolute Sicherheit verlangt, wenn
sie nicht ausdrÃ¼cklich besonders vorgeschrieben ist. In der Regel genÃ¼gt eine
an Gewissheit grenzende Wahrscheinlichkeit, d.h. ein im praktischen Leben
brauchbarer Grad von Gewissheit. Eine Tatsache ist bewiesen, wenn sie in so
hohem MaÃ�e wahrscheinlich ist, dass alle UmstÃ¤nde des Falles nach
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vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des Verfahrens und nach
allgemeiner Lebenserfahrung geeignet sind, die volle richterliche Ã�berzeugung zu
begrÃ¼nden.

Die GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers am 23.12.1996, die die Nichtigkeit der
AustrittserklÃ¤rung zur Folge hat, ergibt sich aus einer Zusammenschau und
Gesamtbewertung der vorliegenden Ã¤rztlichen Stellungnahmen und Gutachten,
und insbesondere aus dem SachverstÃ¤ndigengutachten des Sozialmediziners Dr.G
â�¦ Die Neurologin und Psychiaterin Dr. M. (Sozialpsychiatrischer Dienst am
Gesundheitsamt N.), die den KlÃ¤ger von mehreren Hausbesuchen (insbesondere
vom Besuch am 31.01.1997) kennt, hat im Gutachten vom 05.02.1997, in der
Bescheinigung vom 16.04.1997 sowie in den nervenfachÃ¤rztlichen Gutachten vom
15.07.1997 und vom 07.01.1998 bei dem KlÃ¤ger ein seit der Operation des
Hirntumors im Jahr 1993 wieder zunehmendes hirnorganisches Psychosyndrom mit
fehlender Krankheitseinsicht, leichter Erregbarkeit, Antriebssteigerung und verbaler
Aggression festgestellt. Sie hat den KlÃ¤ger im Zeitpunkt der KÃ¼ndigung nicht
fÃ¼r geschÃ¤ftsfÃ¤hig gehalten. Die Gutachterin hat dann am 15.07.1997 die
Diagnose hirnorganisches Psychosyndrom bei Rezidiv eines
SchÃ¤delbasismeningeoms gestellt und eine BetreuungsbedÃ¼rftigkeit auf Dauer
bejaht. Auch wenn BetreuungsbedÃ¼rftigkeit nicht mit GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit
gleichzusetzen ist, lÃ¤sst die Beschreibung des Verhaltens des KlÃ¤gers darauf
schlieÃ�en, dass er nicht in der Lage war, seine eigenen Interessen ausreichend zu
wahren. Diese Frage wird von der Gutachterin entsprechend dem
Gutachtensauftrag speziell fÃ¼r das Betreuungsverfahren bejaht. SchlieÃ�lich
fÃ¼hrt die Gutachterin im Gutachten vom 07.01.1998 noch aus, dass der KlÃ¤ger
auch nach der zweiten Operation zur Wahrnehmung eigener Interessen nicht
ausreichend in der Lage war.

Auch die KrankenhausÃ¤rzte des Bezirkskrankenhauses A. (Dr.M. , Dr.L.) sind in
ihren Stellungnahmen vom 17.04.1997 und 30.04.1997 der Ansicht, dass der
KlÃ¤ger seit November 1996 geschÃ¤ftsunfÃ¤hig war, da er aufgrund eines
hirnorganischen Psychosyndroms bei Meningeomrezidiv eine manische Erkrankung
entwickelte. Unter einer medikamentÃ¶sen Behandlung kam es in der Folge zu
einer Besserung, so dass der KlÃ¤gers bei Entlassung am 21.03.1997 wieder
geschÃ¤ftsfÃ¤hig war. Es wurde damals prognostiziert, dass nach Abklingen der
Hirndrucksymptomatik sich die Manie zurÃ¼ckbilden werde. Vor der erneut
erforderlichen neurochirurgischen Behandlung, die das hirnorganische
Psychosyndrom beseitigen soll, seien allerdings akute Schwankungen im
psychischen Befinden mÃ¶glich, so dass damit auch partiell wieder
GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit gegeben sein kÃ¶nnte.

Der SachverstÃ¤ndige Dr.G. hat in seinem Gutachten von 27.12.2001 im
wesentlichen diese Beurteilung der Gutachterin und der behandelnden Ã�rzte
bestÃ¤tigt. Er hat die Auffassung vertreten, dass nach den vorliegenden
UmstÃ¤nden, den Ã¤rztlichen Unterlagen und Ã�uÃ�erungen der KlÃ¤ger sich in der
Zeit vom 19.12. bis 23.12.1996 in einem die freie Willensbestimmung
ausschlieÃ�enden Zustand krankhafter StÃ¶rung in der GeistestÃ¤tigkeit befunden
hat, der nicht nur vorÃ¼bergehender Natur war. DemgegenÃ¼ber hat die Beklagte
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keine Ã¤rztliche Feststellung, auf die sie sich stÃ¼tzen kann. Soweit sie sich auf die
Antwort des SachverstÃ¤ndigen Dr.G. zur zweiten Beweisfrage beruft, ist ihr
entgegenzuhalten, dass der SachverstÃ¤ndige hier unter Bezugnahme auf die
Antwort zur ersten Beweisfrage nur ausgefÃ¼hrt hat, dass der Zustand der
krankhaften StÃ¶rung der GeistestÃ¤tigkeit nicht lediglich vorÃ¼bergehend war.

Rechtsfolge ist somit die Nichtigkeit der AustrittserklÃ¤rung, so dass der KlÃ¤ger
auch Ã¼ber den 28.02.1997 hinaus freiwilliges Mitglied der Beklagten geblieben ist.
Dies hat allerdings zur Folge, dass die Beklagte die Zahlung der BeitrÃ¤ge zur
gesetzlichen Krankenversicherung verlangen kann. Die BeitrÃ¤ge zur
Pflegeversicherung sind nach dem beim SG gestellten Antrag nicht streitig. Es
kommt hier auch eine Beitragszahlung durch den SozialhilfetrÃ¤ger infrage.

Unerheblich ist der von der Beklagten angesprochene Einwilligungsvorbehalt (Â§
1903 BGB), da der KlÃ¤ger nach der hier vertretenen Auffassung
geschÃ¤ftsunfÃ¤hig war. Ebenso ist es nicht von Bedeutung, ob der KlÃ¤ger am
23.12.1996 sein Wahlrecht ausÃ¼ben wollte (Â§Â§ 173, 174,175 SGB V). Denn
hierÃ¼ber sagt die ErklÃ¤rung von 23.12.1996 nichts aus, auch nicht die beilÃ¤ufig
geÃ¤uÃ�erte Ansicht des KlÃ¤gers, dass der Schutz einer Reisekrankenversicherung
ausreiche.

Es ist auch anerkannt, dass der SozialhilfetrÃ¤ger den Beitritt zur freiwilligen
Krankenversicherung nicht erklÃ¤ren kann (Â§ 91a BSHG). Damit ist es entbehrlich,
auf die ErklÃ¤rungen der Stadt N. und des Bezirks Mittelfranken vom MÃ¤rz und
April 1997 gegenÃ¼ber der Beklagten, die KÃ¼ndigung des KlÃ¤gers sei unwirksam
bzw. werde widerrufen, nÃ¤her einzugehen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs.2 Nr.1, 2
SGG).

Erstellt am: 07.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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